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Gewalt gegen Einsatzkräfte 

Antrag der AfD-Fraktion 

- 101.18.825 - 

 

Berichterstatter/-in: Stadtverordnete Spohr-Frey 

 

Antrag 

 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, folgenden Beschluss zu fassen: 

 

1. Die Stadtverordnetenversammlung dankt allen Einsatzkräften in der 

Polizei, der Feuerwehr und im Sanitäts- bzw. Rettungsdienst, die sich 

mit ihrer täglichen Arbeit unermüdlich für das Gemeinwesen einsetzen, 

Menschen in Notsituationen unterstützen und für die Sicherheit von uns 

allen sorgen. Sie drückt ihre Wertschätzung für die Frauen und Männer 

aus, deren Engagement mitverantwortlich dafür ist, dass sich die Bürger 

in unserer schönen Stadt wohl fühlen und diese als einen lebens- und 

liebenswerten Ort betrachten. 

 

2. Die Stadtverordnetenversammlung zeigt sich besorgt über die Gewalt 

gegen Rettungskräfte in der Stadt Kassel und erklärt sich solidarisch mit 

allen Einsatzkräften, die während ihrer Pflichterfüllung Opfer verbaler 

und tätlicher Angriffe oder Nötigung geworden sind. Es ist nicht 

hinnehmbar, wenn Einsatzkräfte bedroht, beleidigt und in ihrer 

körperlichen Unversehrtheit beeinträchtigt werden. 

 

3. Die Stadtverordnetenversammlung unterstützt die Forderung des 

Hessischen Innenministers Beuth nach einer neuerlichen 

Strafverschärfung bei Angriffen auf Einsatzkräfte und appelliert an den 

Deutschen Bundestag in seiner Funktion als Gesetzgeber, durch eine 

Änderung des Strafgesetzbuches eine weitere Verschärfung des 

Strafrechtes zu beschließen, um Rettungskräfte wirkungsvoller zu 

schützen. 

 

4. Die Stadtverordnetenversammlung bittet den Magistrat, seine 

Bemühungen in der Gewaltprävention, Drogen- und Suchtberatung und 

der (Schul-)Sozialarbeit zu überprüfen und unter Einbeziehung des 

Präventionsrates der Stadt Kassel bereits existierende Maßnahmen in 

den genannten Bereichen, insbesondere das Präventionsprojekt 
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2 von 2 "Hinsehen, Gewalt - Sehen - Helfen", zu intensivieren, ggf. anzupassen 

und um weitere Handlungsstrategien zu ergänzen. 

 

Der Ausschuss für Recht, Sicherheit, Integration und Gleichstellung fasst bei 

Zustimmung: AfD 

Ablehnung: SPD, CDU, B90/Grüne, Kasseler Linke, Freie Wähler + Piraten 

Enthaltung: -- 

den  
 

Beschluss 
 

Der Stadtverordnetenversammlung wird empfohlen, folgenden Beschluss zu 

fassen: 

 

Der Antrag der AfD-Fraktion betr. Gewalt gegen Einsatzkräfte, 101.18.825, wird 

abgelehnt. 

 

 

 

 

 

Stefan Kortmann Jutta Butterweck 

Vorsitzender  Schriftführerin 




